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Bürgerbeteiligung, 

mehr und direktere Demokratie
Ziel von Demokratie ist, alle Menschen mitbestimmen zu lassen. Deshalb setzen wir 
uns für direkte Demokratie und ein Aufbrechen der starren Trennung zwischen Parla-
ment und Gesellschaft ein.Wir wollen die Digitalisierung nutzen, um die Möglichkeiten 
für Mitbestimmung zu vergrößern und zu verbessern. Direktdemokratische Verfahren 
sollen vereinfacht und bürgerfreundlicher in ihrer Handhabung gestaltet werden. Dazu 
gehört zum Beispiel eine Verlängerung von Fristen zum Sammeln von Unterschriften 
und eine Reduktion der insgesamt zu sammelnden Unterschriftenanzahl. Auch muss 
es ermöglicht werden, Petitionen, Bürger- und Volksbegehren online unter Einhaltung 
des Datenschutzes mitzuzeichnen.

Demokratie kann nur dann sinnvoll gelebt werden, wenn die Folgen von Wahlentschei-
dungen und das Handeln der Behörden klar sind. Deshalb fordern wir Transparenz in 
Verwaltung und Politik, bei der die Öffentlichkeit, also alle Menschen, Entscheidungen 
nachvollziehen können.Politische Gremien und Verwaltung haben nach dem Öffent-
lichkeitsprinzip zu arbeiten.

Teilhabe an Entscheidungen für Alle

An politischen Entscheidungen müssen alle teilhaben können.Junge Menschen interes-
sieren sich für Politik. Wir PIRATEN wollen in Hessen das aktive Wahlrecht ab 14 und das 
passive Wahlrecht ab 18. Wir wollen eine gesellschaftliche Debatte darüber anstoßen, 
wie Kinder und Jugendliche an Wahlen und Entscheidungen teilhaben können. Auf Ba-
sis der guten Erfahrungen mit bestehenden Kinder- und Jugendparlamenten auf Kom-
munalebene, fordern wir deren Einrichtung auch auf Landesebene.

Den Entzug des Wahlrechts für Straftäter lehnen wir ab, denn er ist undemokratisch.
Politische Entscheidungen betreffen alle Einwohner, egal welche Staatsangehörigkeit 
sie besitzen. Wir wollen, dass alle Einwohner Hessens das Wahlrecht in Kommunen und 
im Land erhalten. Der Zugang zu Parlamenten muss jeder Gruppe möglich sein, die aus-
reichend Stimmen für einen Sitz erhält. Wir PIRATEN streben deshalb die Abschaffung 
der undemokratischen 5%-Hürde an, wie es z.B. in den Niederlanden schon der Fall ist.

Wahlcomputer

In einer Demokratie müssen Wahlen nachvollziehbar sein. Deswegen müssen Stimm-
zettel weiterhin von Hand ausgezählt werden, damit eine unmittelbare Kontrolle 
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möglich ist. Wahlcomputer dürfen einzig und allein dann eingesetzt werden, wenn 
neben der elektronischen Zählung noch ein Ausdruck auf Papier erfolgt. Die elektroni-
sche Zählung darf als vorläufiges Ergebnis verkündet werden, das amtliche Endergeb-
nis muss nachvollziehbar von Menschen ausgezählt werden.

Transparente Verwaltung

Demokratie kann nur dann sinnvoll gelebt werden, wenn die Folgen von Wahlentschei-
dungen und das Handeln der Behörden klar sind. Deshalb fordern wir Transparenz in 
Verwaltung und Politik, bei der die Öffentlichkeit, also alle Menschen, Entscheidungen 
nachvollziehen können. Politische Gremien und Verwaltung haben nach dem Öffent-
lichkeitsprinzip zu arbeiten.

Transparente Politik

Die Digitalisierung bringt große Chancen für eine transparente Verwaltung mit sich. Wir 
PIRATEN fordern die Einführung eines Transparenzgesetzes für das Land Hessen und 
die hessischen Kommunen nach Hamburger Vorbild. In Zukunft soll es zum Standard 
werden, dass die Verwaltung selbst alle Informationen, Verträge und weiteren Unter-
lagen unter Wahrung des Datenschutzes und der Persönlichkeitsrechte veröffentlicht. 
Unterlagen sind gegebenenfalls anonymisiert zu veröffentlichen. Ein Informationsfrei-
heitsgesetz, bei dem die Menschen ein Auskunftsrecht erhalten und selbst Informa-
tionen anfordern können, kann als Brückentechnologie dienen, bis die Verwaltung voll-
ständig transparent arbeitet.

Lobbyismus aufdecken

Wir begrüßen die Beteiligung von gesellschaftlichen Interessengruppen an der politisch-
en Willensbildung. Verdeckter Lobbyismus, der die Parlamente und Behörden korrum-
piert, wird von den hessischen Piraten abgelehnt. Die Arbeit von Lobbyisten ist jederzeit 
offenzulegen und zu dokumentieren. Wir fordern daher die Einrichtung eines Lobbyre-
gisters auf Landesebene. Darin müssen sich alle Vertreter von Interessengruppen ein-
tragen lassen, wenn sie Verwaltung und politische Gremien beraten wollen. Lobbyist 
soll eine Berufsbezeichnung für natürliche Personen werden, damit nachvollziehbar 
ist, wer Politiker und Verwaltung berät. Für sie sollen hohe Transparenzpflichten gelten. 
Treffen zwischen Lobbyisten und Mitgliedern der Verwaltung oder Parlamentariern 
sind im Vorfeld zu veröffentlichen. Es muss jederzeit nachvollziehbar sein, welche Lob-
byisten welche Gruppen und Gremien beraten. Lobbyisten müssen ihre Einkünfte aus 
Beratung und Gremienarbeit veröffentlichen.
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Die Mitwirkung von Lobbyisten an der Ausarbeitung von Gesetzen, Verordnungen und 
anderen Normen ist zu veröffentlichen. Formulierungen und Formulierungsvorschläge 
von Lobbyisten sind klar zu kennzeichnen. Für die hessischen Ministerpräsidenten, Mi-
nister, Staatssekretäre und Abteilungsleiter muss es eine Karenzzeit von mindestens 
drei Jahren geben. Für Abgeordnete des Landtags und weitere hohe Beamte muss es 
ebenfalls eine Wartezeit beim Wechsel von der Politik in die Wirtschaft geben.
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NETZPOLITIK UND 

DIGITALE TECHNOLOGIEN

Wir PIRATEN fordern Technik und Infrastrukturen, die frei sind von eingebauten Hinter-
türen zur Überwachung. Wir lehnen daher die Pflicht von Telekommunikationsanbie-
tern, Überwachungsschnittstellen einzubauen, ab. Sicherheitslücken müssen veröffentlicht 
werden, um Nutzer über Gefahren aufzuklären, und IT- und Sicherheitsexperten an der Be-
wertung und Lösung von Problemen teilhaben zu lassen.

Offene Netze fördern - Störerhaftung wirklich abschaffen

Wir PIRATEN fordern Rechtssicherheit für Menschen, die einen Internetzugang mit 
anderen teilen: Verantwortlich kann hier immer nur der Nutzer selbst sein, und nicht 
der Anbieter. Insbesondere darf niemand zu Sperr- oder Filtermaßnahmen verpflichtet 
werden. Wir schlagen vor, dass Hessische Kommunen bei der Einrichtung von WLAN-
Hotspots, insbesondere an öffentlichen Gebäuden, mit Freifunk-Initiativen kooperie-
ren. Bei dem Betrieb von Hotspots ist sicherzustellen, dass diese ohne Anmeldung und 
ohne Preisgabe personenbezogener Daten und kostenlos genutzt werden können.

Freie Software fördern

Wir PIRATEN wollen, dass in hessischen Schulen, Hochschulen und Verwaltung langfris-
tig nur Freie Software eingesetzt wird. Dies macht die verschieden Institutionen unab-
hängig von Softwareunternehmen.Hessens Hochschulen und Verwaltung sollen Vor-
reiter für Freie Software werden und selbst bei der Gestaltung von Software aktiv sein. 
Hierfür sind zusätzliche Stellen zu schaffen. Davon profitieren alle, da alle Menschen so 
Zugang zu den unterschiedlichsten Programmen haben können. Dies ist eine wichtige 
Voraussetzung dafür, dass alle Menschen an der digitalen Gesellschaft teilhaben kön-
nen.

Freie Software und offene Hardware 

in Beschaffungen der Öffentlichen Hand

Wir PIRATEN setzen uns dafür ein, dass bei Beschaffungen durch die Öffentliche Hand 
in Hessen der Gebrauch von freier Software dem Einsatz von proprietärer Software 
vorgezogen wird. Ebenso fordern wir eine stärkere, möglichst ausschließliche Berück-
sichtigung offener Baupläne bei den Beschaffungen.
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Netzneutralität

Für Versorgungs- und Kommunikationsnetze muss Netzneutralität gewährleistet 
werden, insbesondere für das Internet. Dies sichert einen gerechten Wettbewerb, bei 
dem auch kleine Mitbewerber und neue Ideen eine Chance gegenüber großen Anbie-
tern haben. Wir PIRATEN sind davon überzeugt, dass erst Netzneutralität den Nutzern 
mehr Wahlfreiheit und die Sicherheit, alle Angebote gleich gut wahrnehmen zu können, 
gibt.

IT-Sicherheit nach Snowden

Wir PIRATEN fordern, dass hessische Behörden und Kommunen eine größtmögliche 
IT-Sicherheit aufweisen. Wir fordern daher eine Überprüfung der aktuellen Hard- und 
Software besonders unter dem Gesichtspunkt der Angreifbarkeit der Daten der Verwal-
tung und der Bürgerinnen und Bürger. Wir PIRATEN wollen die Forschung zu IT-Sicher-
heit und Verschlüsselung stärker fördern.

Multikopter - Frei von Überwachung

Unbemannte Flugzeuge können für viele nützliche Aufgaben wie Rettungseinsätze 
oder Vermessung eingesetzt werden. Wir befürworten diese zivile Nutzung. Private 
Nutzung soll grundsätzlich erlaubt sein und nur so viel geregelt sein, wie es für die 
Luftsicherheit und die Wahrung von Persönlichkeitsrechten nötig ist. Eine Nutzung für 
Überwachung lehnen wir strikt ab.

Breitbandausbau

Eine digitale Gesellschaft braucht ein funktionierendes und freies Internet. Damit alle 
Menschen daran uneingeschränkt teilhaben können, wollen wir einen flächendecken-
den Breitbandausbau. Dieser muss schneller als bisher vorangehen, denn Zugang zum 
Internet ist heute so wichtig geworden wie die allgemeine Stromversorgung.

Ein sinnvoller Breitbandausbau muss die stark steigenden Datenmengen in der Zukunft 
berücksichtigen. Was heute Highspeed-Netz ist, wird in ein paar Jahren recht langsam 
sein. Deswegen müssen die angestrebten Bandbreiten viel höher angesetzt werden.

Zusätzlich muss die aktive Rolle der Nutzer stärker berücksichtigt werden: Wir PIRATEN 
fordern daher, dass Breitbandausbau auch zu deutlich höheren Uploadgeschwindig-
keiten führt.
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Transparenz und Bürgerbeteiligung beim Netzausbau

Die öffentlichen Projekte zum Breitbandausbau müssen stets transparent durchgeführt 
werden und die Möglichkeit für jeden Bürger offen halten, neue Ideen und Vorschläge 
einzubringen. Insbesondere sind alle Studien, Projekte und Verträge, die den Breitband-
ausbau betreffen, offenzulegen.

Big Data nutzen - Frei von Überwachung

Die Analyse großer Datenmengen bieten die Möglichkeit, neue Zusammenhänge 
aufzudecken, und Probleme besser zu verstehen. Wir befürworten daher die Unter-
suchung staatlich erhobener Datenmengen für die Forschung und Problemanalyse. Da 
die Daten aber oft personenbezogen sind, müssen sie anonymisiert werden.

Ist dies nicht möglich, sollen sie nicht analysiert werden, da sie sonst für Massenüber-
wachung missbraucht werden können. Insbesondere sollen die angewandten Algo-
rithmen und Ergebnisse öffentlich gemacht werden, damit diese kritisch untersucht 
werden können.
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BILDUNG

Frühkindliche Bildung

Aufgabe der frühkindlichen Bildung muss unserer Ansicht nach sein, alle Kinder in ihren 
Kompetenzen so zu fördern, dass sie unabhängig von ihrer sozialen und kulturellen 
Herkunft sowie ungeachtet möglicher körperlich oder seelisch bedingter Nachteile oder 
Entwicklungsverzögerungen mit möglichst guten Grundvoraussetzungen ihre Schul-
laufbahn beginnen.

Wir PIRATEN setzen uns deshalb für eine gebührenfreie und auf Wunsch ganztägige 
Betreuung in wohnortnahen oder wahlweise arbeitsplatznahen Kindertagesstätten mit 
sinnvollen Öffnungszeiten ein. In der Verantwortung für die Finanzierung sehen wir das 
Land.

Ziel der PIRATEN ist außerdem die Anerkennung eines konkreten Bildungsauftrags an 
Kindertagesstätten und entsprechende Finanzierung.

Inklusion

PIRATEN setzen sich für eine konsequente Aufstockung der Mittel für inklusive Bildung 
ein, damit kein Kind mehr aufgrund des Ressourcenvorbehalts abgewiesen werden 
kann/muss. Nur so entsteht echte Wahlfreiheit für die Eltern.

PIRATEN setzen sich für interdisziplinäre Teams an den Schulen ein, um einen optimalen 
Ausstausch zwischen Sonderpädagogen, Schulsozialarbeitern, Inklusionsbegleitern, 
Psychologen und Erziehern zu gewährleisten.

An jeder Schule soll es mindestens einen festen Schulsozialarbeiter geben. Sonderpäd-
agogen sollen an den Schulen direkt und nicht in Beratungs- und Förderzentren ange-
stellt sein. Nur so können sie Teil des Kollegiums werden und bei individueller Förderung 
der Schüler beratend zur Seite stehen.

Inklusion darf nicht vor Gymnasien halt machen.

Die Schulen brauchen mehr Handlungsspielräume um individueller auf Schüler einge-
hen zu können.
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Bildungsinfrastruktur sanieren

Voraussetzung für eine gute Bildung ist eine gut ausgestattete moderne Bildungsin-
frastruktur. Wir PIRATEN möchten hier mehr Mittel zur Verfügung stellen.

Digitale Gesellschaft in der Schule

Schulen sollen Schüler angemessen auf die digitale Gesellschaft vorbereiten. Schüler 
sollen selbstbestimmt das Internet nutzen können und über Chancen und Risiken 
aufgeklärt werden. Zu diesem Zweck ist die Medienkompetenz der Schülerinnen und 
Schüler zu stärken. Dies muss ebenfalls die Gefahren von Cybermobbing beinhalten. 
Uns PIRATEN ist es auch wichtig, dass Schüler umfassend über ihre Rechte im digitalen 
Raum aufgeklärt werden. Sie sollen lernen, wie sie ihre persönlichen Daten schützen 
und sicher an der der digitalen Gesellschaft teilhaben können. Außerdem sollen sie 
lernen, wie sie Daten sicher verschlüsseln und verschlüsselt kommunizieren.

Die Schüler sollen über den Gebrauch von Freier Software und den Nutzen von Open-
Data informiert werden. Wir PIRATEN fordern eine bessere IT-Ausstattung der hessi-
schen Schulen.

Aufgrund der zunehmenden Bedeutung von Elektronik und Informationstechnologien 
sollten schon in der Grundschule spielerisch kleinere Programmierungen, möglichst 
auch von einfacheren Mikrokontrollern, erlernt werden.

Lernziele statt Lehrpläne

Wir PIRATEN setzten uns für freier definierte Lernziele und eine Abkehr von starren 
Lehrplänen ein. Den Lernenden muss bekannt sein, welches Lernziel verfolgt wird. Bei 
der Wahl der Lernziele ist auf die Bedeutung für den Alltag und die Entwicklung der 
Lernenden und die angemessene Beteiligung der Lernenden bei der Auswahl der Ziele 
zu achten.

Lehrerausbildung verbessern

Lehrer sind der entscheidende Faktor für erfolgreiche Schulbildung. Wir PIRATEN mes-
sen daher der Aus- und regelmässige Weiterbildung von Lehrern, auch dem digitalen 
Wandel Rechnung tragend, eine große Bedeutung zu.

Kein Kind bleibt zurück, auch kein Lehrer wird alleingelassen: Piraten fordern verpflich-
tende inklusionspädagogische Lehrveranstaltungen in der Lehrerausbildung und 
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flächendeckende Weiterbildung für Lehrer.

Weiterbildungen, Schul- und Fachwechsel und Auszeiten sollen erleichtert werden.

Freie und offene Lehr- und Lernmittel 

(Open Educational Resources)

An staatlichen Bildungseinrichtungen eingesetzte Lehr- und Lernmittel müssen frei 
zugänglich sein. Das Land Hessen soll stärker die Entwicklung von freien und offenen 
Lernangeboten fördern und sich auch auf Bundesebene für Kooperationen stark 
machen.

Unterrichtsgarantie darf keine reine Verwahrgarantie sein

Die in Hessen derzeit bestehende “Unterrichtsgarantie” führt in der Praxis dazu, dass 
Kinder bei Fehlen geeigneter Lehrer lediglich aufbewahrt werden, ohne dass dabei Bil-
dung stattfindet. Wir fordern, dass auch zu Vertretungszwecken kompetentes Bildungs-
personal vorgehalten wird.

Zurück zu G9

Selbstbestimmte Freizeit außerhalb der Schule und für den Erwerb vertiefter Kennt-
nisse in den Grundlagenfächern und der Allgemeinbildung.

Selbstbestimmte und demokratische Bildung

Bildung soll allen Menschen ein selbstbestimmtes Leben und die Teilhabe an der Ge-
sellschaft ermöglichen. Deshalb streben wir PIRATEN in der Bildung mehr Selbstbestim-
mung an. Die Menschen sollen selbst entscheiden, wie und wann sie am besten lernen.
Ebenfalls soll Lernen und Lehre an Bildungseinrichtungen demokratisch gestaltet 
werden.
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WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG

Hochschulzugang

Wir PIRATEN lehnen den Numerus Clausus als Zugangsbeschränkung zu Studiengän-
gen ab. Zusätzlich soll es vermehrt möglich sein, auch ohne Hochschulreife mittels einer 
Prüfung zum Hochschulstudium zugelassen zu werden.

Freie Master-Studiengang-Quotierung

Wir Piraten wollen ein Recht für jeden Bachelor-Absolventen auf einen Master-Studi-
enplatz. Wer früher sein Diplom machen konnte, soll sein Studium nun auch mit dem 
Master abschließen und nicht durch Quotierungen daran gehindert werden.

Gebührenfreier Bildungszugang

Wir PIRATEN lehnen Studiengebühren ab, insbesondere auch versteckte Studienge-
bühren in den Semesterbeiträgen.

Grundfinanzierung und akademischen Mittelbau stärken

Damit die hessischen Hochschulen ihren Aufgaben weiterhin umfassend und unab-
hängiger von Drittmitteln nachkommen können, muss die Grundfinanzierung deutlich 
gesteigert werden.

Mitarbeiter, die Daueraufgaben übernehmen, müssen auch dauerhaft angestellt 
werden. Es müssen mehr unbefristete Stellen für Wissenschaftler geschaffen werden, 
um mehr soziale Sicherheit zu bieten und einen Verlust der klügsten Köpfe für die 
öffentliche Forschung zu verhindern.

Demokratische und selbst verwaltete Hochschulen

An Hochschulen sollen Mitarbeiter und Studierende in den Gremien entsprechend 
stärker gemäß ihrem tatsächlichen Anteil an Personen vertreten sein.

Die Hochschulräte sind demokratisch nicht legitimiert, beschneiden die Selbstverwal-
tung der Hochschulen und sind daher abzuschaffen.
Alle Gremien einer Hochschule sollen öffentlich tagen, soweit nicht Personalangele-
genheiten besprochen werden.
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Wissensschätze heben - Wissensschätze digitalisieren

Archive und Bibliotheken stellen einen Schatz an Wissen und Informationen dar. 
Diese sollen allen Menschen frei zugänglich sein. Um ihrer Rolle in der digitalen Gesell-
schaft gerecht zu werden, sollen bestehende Projekte zur Digitalisierung der Bestände 
vorangetrieben, neue initiiert sowie die Zugänglichkeit der gewonnenen Daten verbes-
sert werden.
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INFORMATIONSFREIHEIT,

OPENACCESS, KULTUR UND MEDIEN

Open Access

Die Ergebnisse aller Projekte, die mit staatlichen Mitteln finanziert werden, sind der 
Allgemeinheit frei und kostenlos zur Verfügung zu stellen. Alle Menschen sollen das 
Recht haben, diese Ergebnisse zu nutzen, zu kopieren, weiterzuverarbeiten und weiterzu-
verbreiten. Dieser freie und offene Zugang soll vor allem für Ergebnisse von Studien und 
Gutachten, Forschungsergebnissen, Kunst, und Software gelten.

Bei Ausschreibungen für Arbeiten im öffentlichen Auftrag muss die Übertragung der 
notwendigen Rechte zur Veröffentlichung und Weiterentwicklung verlangt werden.

Sind an der Finanzierung sowohl öffentliche als auch private Geldgeber beteiligt, fordern 
wir PIRATEN eine angemessene Berücksichtigung öffentlicher Interessen.

Opendata - Datenzugang für alle

In der digitalen Gesellschaft hat derjenige Macht, der über eine große Menge Daten 
verfügt. Wir PIRATEN wollen deswegen allen Menschen Zugriff zu Daten geben, die 
mithilfe öffentlicher Mittel erhoben wurden, solange diese anonymisiert oder nicht per-
sonenbezogen sind. Behörden sollen aktiv über das Internet Zugang zu diesen Daten an-
bieten. Die Nutzung muss kostenlos und frei von Einschränkungen erfolgen. Sind Daten 
durch Unternehmen im staatlichen Auftrag erhoben wurden, sind diese ebenfalls der 
Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen.

Der hessische Datenschutzbeauftragte soll zusätzlich auch Beauftragter für Informa-
tionsfreiheit und Transparenz werden. Alternativ dazu könnte auch ein eigenständiger 
Beauftragter berufen werden. Dieser muss wie der Datenschutzbeauftragte unge-
bunden und unabhängig handeln können, und soll keinem Ministerium unterstellt sein.

Hessischer Rundfunk im 21. Jahrhundert

Die Mediathek des öffentlich-rechtlichen Rundfunks soll alle selbst oder im Auftrag des 
HR produzierten Sendungen enthalten. Wir PIRATEN sind dafür, dass diese selbst oder 
im Auftrag produzierten Inhalte dauerhaft und unabhängig vom Standort des Nutzers 
zugänglich gemacht werden.
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Langfristig wollen wir PIRATEN, dass alle eigenen Inhalte des HR unter einer freien Li-
zenz veröffentlicht werden, die es jedem Menschen ermöglicht, die Inhalte zu kopieren 
und selbst zu nutzen.

Außerdem wollen wir den HR demokratischer gestalten. Wir möchten, dass die Bürger 
selbst durch eine Abstimmung den Programmauftrag konkretisieren.

Spielen ist Kultur

Spielen ist seit jeher Teil der Kultur. Wir PIRATEN fordern daher, dass Spielkultur, egal 
ob es um klassische Gesellschaftsspiele, Rollenspiele oder Computerspiele geht, bei der 
Förderung von Kulturprojekten berücksichtigt wird.
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BÜRGER- UND MENSCHENRECHTE

Wir PIRATEN lehnen pauschale Überwachung von Menschen ab, da Freiheit von ihr ein-
geschränkt wird, sie Missbrauchspotenzial bietet und unglücklich macht. Wir fordern 
die Abschaffung von Massenüberwachungsprogrammen und der Videoüberwachung 
im öffentlichen Raum und in Verkehrsmitteln. Stattdessen wollen wir mehr Begleiter in 
öffentlichen Verkehrsmitteln sowie ausreichend Personal bei der Polizei.

Überwachungsmaßnahmen dürfen nur dann eingesetzt werden, wenn ein konkreter 
Verdacht für ein schweres Verbrechen vorliegt, und müssen immer unter Richtervor-
behalt stehen.

Asyl und Migration

Alle Flüchtlinge müssen das Grundrecht auf Asyl wahrnehmen können. Die Verfolgung 
aufgrund sexueller Orientierung muss als Asylgrund anerkannt werden.

Wir fordern einen Wandel in der Asyl- und Abschiebepraxis, sodass im Zweifel für ein 
Aufenthaltsrecht entschieden wird.

Weiterhin setzen wir uns für eine menschenwürdige Behandlung von Asylsuchenden 
ein. Dies schließt das Recht auf Bildung, gesicherten Lebensunterhalt, soziale Teilhabe 
und dezentrale Unterbringung schon während des Asylverfahrens ein.

Grundrechte, die bisher nur Deutschen vorbehalten sind, also die Versammlungs- Ver-
einigungs- und Berufsfreiheit sollen für alle Menschen gelten. Residenzpflicht für Men-
schen mit Aufenthaltsrecht in Deutschland lehnen wir ab.

Sicherheit ohne Freiheit einzuschränken

Wir PIRATEN wollen nur solche Maßnahmen für die Sicherheit der Menschen ergreifen, 
die ihre Freiheit nicht gefährden.

Ebenso wollen wir eine andere Sichtweise in Sicherheitsdiskussionen einbringen. Ob-
jektiv gesehen ist der Terrorismus nicht die größte Bedrohung für unsere Sicherheit. 
Langfristig ist die Überwachung aller Menschen sogar wesentlich gefährlicher als der 
Terrorismus. Wir wollen dies aufzeigen und ein Bewusstsein dafür schaffen, wie sicher 
es in Hessen ist.
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Abschaffung der Bestandsdatenauskunft

Wir PIRATEN lehnen die Bestandsdatenauskunft ab, da sie viel zu stark in das Telekom-
munikationsgeheimnis eingreift.

Keine biometrischen Daten in Ausweisdokumenten

Wir PIRATEN lehnen die Speicherung von biometrischen Merkmalen in Ausweisdoku-
menten ab, da diese ausschließlich der Massenüberwachung dienen. Bereits erhobene 
Daten müssen gelöscht werden.

Staatstrojaner - Nein, Danke!

Die Behörden des Landes Hessen sollen zur Schließung von Sicherheitslücken beitra-
gen anstatt diese auszunutzen.Trojaner nutzen Sicherheitslücken, diese werden nicht 
gemeldet, um sie zu beheben, sondern geheim gehalten und genutzt. Dies gefährdet 
die IT-Sicherheit massiv, auch Kriminelle können diese Sicherheitslücken finden und 
nutzen.

In der digitalen Gesellschaft ist der eigene Computer genauso schützenswert wie die 
eigene Wohnung. Wir PIRATEN lehnen auch deshalb Staatstrojaner ausnahmslos ab, sei 
es zur Onlinedurchsuchung oder Quellentelekommunikationsüberwachung, ebenso 
wie den großen Lauschangriff. Hessische Ermittlungsbehörden sollen bis zur Abschaf-
fung dieser Methoden auf deren Gebrauch verzichten.

Aufklärung über Überwachung

Wir PIRATEN fordern Aufklärung über das Ausmaß bisheriger Überwachungspro-
gramme. Jedem Betroffenen muss mitgeteilt werden, welche Daten erhoben und wie 
diese Daten weiterverarbeitet wurden. Überwachte Personen müssen im Nachhinein 
über Überwachungsmaßnahmen aufgeklärt werden.
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SOZIALES

Wir PIRATEN setzen uns für eine Gesellschaft ein, in der alle Menschen am sozialen, 
politischen und kulturellen Leben teilhaben können. Wir wenden uns gegen soziale 
Benachteiligung, soziale Diskriminierung und soziale Ausgrenzung jeder Art; wir setzen 
uns für Lösungen ein, die eine sichere Existenz und gesellschaftliche Teilhabe individuell 
und bedingungslos garantieren. Der Erhalt der Menschenwürde, die Grundrechte und 
der Datenschutz müssen auch im sozialen Bereich umfassend gewährleistet sein.

Bedingungsloses Grundeinkommen (BGE)

Dank des technologischen Fortschritts hat die Arbeitsproduktivität in den letzten Jahr-
zehnten enorm zugenommen. Dieser Prozess ist noch lange nicht beendet und nimmt, 
in Form von Digitalisierung und Automatisierung, häufig auch Industrie 4.0 genannt, 
weiter an Geschwindigkeit zu. Die Früchte dieses Fortschritts sind bislang leider un-
gleich verteilt und bringen enorme gesellschaftliche Verwerfungen mit sich. Die daraus 
resultierende radikale Umstrukturierung des Arbeitsmarkts erfordert eine grundlegende 
Reform der sozialen Sicherungssysteme.

Leben in Würde und gesellschaftlicher Teilhabe: Ein BGE kann dazu beitragen, Men-
schen die Existenzangst durch die Abhängigkeit von prekären Arbeitsverhältnissen zu 
nehmen und zu einem würdevollen Leben frei von staatlichem Zwang und Repression 
führen. Es verbessert die Möglichkeiten zu gesellschaftlicher Teilhabe.

Selbstbestimmte sinnvolle Arbeit: Ein Grundeinkommen schützt Menschen vor Er-
werbslosigkeit und befähigt sie dazu, einem Job oder ehrenamtlichen Tätigkeiten nach-
zugehen, bei denen sie ihre Interessen und Fähigkeiten bestmöglich einbringen können.

Bürokratiearm und liberal: Durch die Streichung von anderen Sozialausgaben wie Ar-
beitslosen- oder Kindergeld und die Konzentration der Arbeitsagentur auf die Kernauf-
gabe Jobvermittlung statt auf Kontrolle und Durchführung von Hartz IV-Sanktionen 
kann Bürokratieabbau betrieben werden.

Umlage statt Ticket - Fahrscheinloser ÖPNV

Die Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs ist ein wichtiger Bestandteil der 
gesellschaftlichen Teilhabe. Die Verlagerung von Verkehr auf öffentliche Verkehrsmittel 
bietet überdies stadtplanerische und ökologische Vorteile. Wir PIRATEN wollen deshalb 
die Idee eines umlagefinanzierten öffentlichen Nahverkehrs, den alle fahrscheinlos be-
nutzen dürfen, vorantreiben. Durch den Wegfall der Bepreisungsbürokratie steigt zu-
dem die Effizienz des Verkehrssystems.
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Bezahlbarer Wohnraum

Wohnen gehört zur Daseinsfürsorge und darf nicht zum Spekulationsobjekt werden. 
Vornehmlich in Städten explodieren die Mieten, Sozialbindungen laufen aus und ein 
Verdrängungprozess findet statt. Die Förderung des sozialen Wohnungsbaus muss 
deutlich verstärkt werden. Wir setzen uns für eine neue Gemeinnützigkeit zur Förder-
ung von Genossenschaften und Wohnungsgesellschaften ein, die sich zu sozialen Zie-
len wie bezahlbaren Mieten und langfristiger Instandhaltung verpflichtet haben. Den 
Verkauf von Wohnungsgesellschaften lehnen wir ab. Wir fordern eine verbindliche So-
zialwohnungsquote in Gebieten mit Wohnraummangel.

Barrierefreiheit

Wir PIRATEN setzen uns für eine barrierefreie Gesellschaft ein. Die Digitalisierung bietet 
hierfür große Chancen, z.B. im Bereich der transparenten Dokumentation von Verwal-
tungsvorgängen und bei Online-gestützer Bürgerbeteiligung.

Behördliche Dokumente müssen stets in barrierefreien Formaten bereitgestellt werden.
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DROGEN- UND SUCHTPOLITIK

Schutz statt Bevormundung

Die PIRATEN Hessen stehen für eine liberale Drogenpolitik.

Wir fordern eine objektive Bewertung aller psychoaktiven Substanzen auf Basis wissen-
schaftlicher Untersuchungen alleine anhand ihres Gefahrenpotentials.

Für uns stehen Gesundheit und Wohlergehen der Menschen im Fokus. Prävention und 
Hilfe für Süchtige wird jedoch durch Tabuisierung und Kriminalisierung erschwert. Wir 
fordern den Aufbau von kontrollierten und legalen Erwerbsstrukturen, denn nur so sind 
ein effektiver Jugendschutz und dringend nötige Qualitätskontrollen möglich. Die Steu-
ereinnahmen können für die Verbesserung von Präventionsarbeit, Suchtbehandlung 
und Gesundheitsfürsorge verwendet werden. Insbesondere die Legalisierung von Can-
nabis sorgt zudem für eine massive Entlastung bei Polizei und Justiz.

Jugendschutz

Die PIRATEN Hessen sprechen sich ausdrücklich für sinnvolle und notwendige Gesetze 
und Verordnungen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen aus. Sachliche und of-
fene Aufklärung in Schulen schon ab der Grundschule und in Freizeiteinrichtungen 
müssen die gesetzlichen Regelungen jedoch ergänzen. Nur wer seine Bedürfnisse zu 
reflektieren und Gruppenzwang zu widerstehen gelernt hat, kann den Herausforderun-
gen und Reizen charakterstark begegnen.
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INNERES UND RECHT

Rechte von Landtag und Untersuchungsausschüssen stärken

Der Landtag und besonders Untersuchungsausschüsse sollen Missstände untersuchen, 
können die Öffentlichkeit aber häufig nicht umfassend informieren. Wir PIRATEN sehen 
es daher als notwendig an, Untersuchungsausschüssen das Recht zu geben, vertrauli-
che Dokumente zu veröffentlichen.

Eine Polizei, der wir vertrauen können

Wir PIRATEN befürworten eine Kennzeichnungspflicht für Polizeibeamte im Einsatz 
bei Versammlungen. Die Kennzeichen müssen von Weitem erkennbar sein, und es 
muss durch richterlichen Beschluss ein Kennzeichen einer Person zuzuordnen sein. 
Die Kennzeichen sind pseudonym zu gestalten. Wir fordern eine unabhängige Stelle 
für Beschwerden gegenüber der Polizei. Diese soll Ermittlungen gegen beschuldigte 
Polizeibeamte führen. In der Aus- und Weiterbildung der Polizei sollen Deeskalation und 
Bürgernähe eine große Rolle spielen. Die Menschen sollen der Polizei vertrauen können. 
Interne Fehler sollen öffentlich gemacht werden, damit die Polizei ihrer Vorbildfunktion 
gerecht wird.

Bewährte Ermittlungsmethoden statt predictive Policing

Wir PIRATEN möchten, dass in der Verbrechensbekämpfung auf bewährte Ermittlungs-
methoden gesetzt wird, und lehnen Predictive Policing im Sinne einer vermeintlichen 
Identifizierung potentieller Straftäter im Voraus, ab. Wir sehen darin einen unzulässigen 
Verstoß gegen die Unschuldsvermutung und eine Diskriminierung von gesellschaftli-
chen Randgruppen.

Landesamt für Verfassungsschutz abschaffen

Eine überwachte Gesellschaft ist nicht frei. Ein Geheimdienst, der politische Aktivitäten 
der Bürger überwacht und geheime Akten über sie anlegt, widerspricht unserer Vor-
stellung von einer freien, offenen Gesellschaft. Wir Piraten fordern daher die Auflösung 
des hessischen Verfassungsschutzes. Eine unabhängige Kommission soll die bisherige 
Tätigkeit des Verfassungsschutzes aufarbeiten. Alle sollen die über sie gesammelten 
Daten einsehen können.
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Keine Massengentests

Wir PIRATEN lehnen Massengentests als Ermittlungsinstrument der Polizei ab. Die Teil-
nahme ist nur scheinbar freiwillig, da man durch einen Verzicht auf Teilnahme automa-
tisch verdächtigt wird. Dieser Zwang ist in einem Rechtsstaat nicht hinnehmbar.

Gerichte - wo nicht gespart werden darf

Ein funktionierender Rechtsstaat braucht eine gute Gerichtsversorgung. Die Justiz muss 
sowohl zügig als auch gründlich arbeiten. Wir PIRATEN setzen uns deshalb für eine 
bessere personelle und sachliche Ausstattung der Gerichte ein.

Whistleblowerschutz

Aufdecker von Missständen, sogenannte Whistleblower, müssen vor Benachteiligung 
geschützt werden, da sie in besonderer Weise zum Wohl der Gesellschaft beitragen. Sie 
müssen einen besseren Kündigungsschutz erhalten. Ihr Engagement darf nicht krimi-
nalisiert werden.

Fanrechte

Sportfans erfahren an vielen Stellen Verletzungen ihrer Grundrechte, unter anderem 
die Einschränkung ihrer Freizügigkeit oder ihres Rechts auf informationelle Selbst-
bestimmung. Deshalb setzen wir PIRATEN uns für die Wahrung und den Ausbau der 
Rechte von Fans und für einen sachlichen Dialog auf Augenhöhe zwischen allen Interes-
sensgruppen ein.

Für Selbstbestimmung am Lebensende

Wir Piraten wenden uns gegen die Kriminalisierung von Sterbehilfe und befürworten 
eine Regelung, die es Schwerkranken Menschen ermöglicht, nach professioneller, 
ergebnisoffener Beratung Hilfe bei der Beendigung ihres Lebens in Anspruch zu neh-
men.

24



STAAT UND RELIGION

Der Staat soll die religiöse und weltanschauliche Selbstbestimmung aller Menschen 
gewährleisten. Deshalb fordern wir eine strikte Trennung von Staat und Religions- sowie 
Weltanschauungsgemeinschaften. Sie sind wie andere Vereinigungen und Vereine zu 
behandeln, alle darüber hinausgehenden Rechte, wie etwa arbeitsrechtliche Privilegien, 
sind abzuschaffen.

Der Blasphemie-Paragraph stellt eine Einschränkung der Meinungsfreiheit dar und soll 
abgeschafft werden.Die Piratenpartei lehnt die Aufnahme eines Gottesbezuges in die 
Landesverfassung ab.

Freiheit an Feiertagen

Wir PIRATEN sprechen uns für die Beibehaltung bisheriger Feiertage bei gleichzeitiger 
Streichung aller Einschränkungen und Sonderregelungen wie dem Tanzverbot aus.

Sonderrechte für Religionsgemeinschaften im Arbeitsrecht lehnen wir ab.

Kein bekenntnisgebundener Religionsunterricht

Die Piratenpartei lehnt bekenntnisgebundenen Religionsunterricht ab und fordert 
stattdessen einen gemeinsamen neutralen Ethik- und Weltanschauungsunterricht für 
alle Schüler.

Keine staatliche Erfassung von Religionszugehörigkeit

Die Religionszugehörigkeit darf nicht von staatlichen Stellen erfasst werden. Es muss 
möglich sein, ohne Zahlung einer Verwaltungsgebühr an eine staatliche Stelle kosten-
los aus einer Kirchen-, Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft auszutreten. 
Ebenso lehnen wir die Einziehung der Mitgliedsbeiträge als “Kirchensteuer” durch den 
Staat ab.

Staatsleistungen an Religionsgemeinschaften lehnen wir ab.
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UMWELT, LANDWIRTSCHAFT 

UND ENERGIE

Für eine richtige Energiewende

Wir PIRATEN setzen uns für eine nachhaltige, sichere, umweltschonende und sozialver-
trägliche Energieversorgung in Hessen ein.

Deshalb stehen wir für eine zügige vollständige Umstellung von endlichen auf erneu-
erbare Energiequellen. Wir setzen dabei auf eine transparente und dezentrale Erzeu-
gungs- und Versorgungsstruktur.

Frackingfreies Hessen

Die Piratenpartei steht zu einem umfassenden Verbot von Hydraulic Fracturing (Frack-
ing) wie in der „Korbacher Resolution“ gefordert.

Solidarische Landwirtschaft

Die Piratenpartei Hessen steht hinter den Zielen der Bewegung „Solidarische Land-
wirtschaft“. Die direkte Vernetzung zwischen Erzeugern und Verbrauchern darf hier-
bei nicht an bürokratischen Hemmnissen scheitern, deren Regelungen für größere und 
komplexere Strukturen gedacht sind.

Rückbau Kernkraftanlage Biblis

Die Piratenpartei Hessen fordert, dass der Rückbau der Kernkraftanlage Biblis transpa-
rent und auf das Gemeinwohlinteresse verpflichtet durchgeführt wird.


